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Strafprozessrecht herzlich aufgenommen. Ihm und meinen Düsseldorfer
Kolleginnen und Kollegen danke ich für die reibungslose Zusammenarbeit
und den untrüglichen Zusammenhalt nicht nur, aber vor allem bei der
gemeinsamen Bewältigung der immensen Herausforderungen in der Lehre
zu Beginn der Corona-Pandemie. Anschließend gewährten mir die Notare
Dr. Armin Hauschild und Dr. Leif Böttcher dankenswerterweise nicht nur
optimale Arbeitsbedingungen und Einblicke in ihre fachlich herausragende
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Praxis, sondern als lebenserfahrene Mentoren auch ein stets offenes Ohr
und guten Rat.

Der Stiftung der Deutschen Wirtschaft gGmbH bin ich sehr dankbar
für die materielle und immaterielle Promotionsförderung und der Kanzlei
Schmidt, von der Osten und Huber aus Essen für den großzügigen Druck‐
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Einleitung

»Aber Verjährung ist etwas Halbes, etwas Schwächliches, zum mindesten
was Prosaisches. […] Es muß eine Verjährung geben, Verjährung ist das
einzig Vernünftige; […] Aber wo fängt es an? Wo liegt die Grenze? Zehn
Jahre verlangen noch ein Duell, und da heißt es Ehre, und nach elf Jahren
oder vielleicht schon bei zehnundeinhalb heißt es Unsinn. Die Grenze, die
Grenze. Wo ist sie? War sie da? War sie schon überschritten?«
Aus Theodor Fontane, Effi Briest, Neunundzwanzigstes Kapitel.

§ 1 Problemstellung

Nichts, was so klar sein sollte, ist so unklar wie die Verjährung. Die
Verjährung und das Erfordernis ausreichender Klarheit sind untrennbar
miteinander verbunden. Auch wenn die Verjährung verschiedene Zwecke
verfolgt, handelt es sich bei ihr vor allem um ein integrales Institut zur
Herstellung von Rechtsfrieden. In jeder vergangenen und gegenwärtigen
Rechtsordnung findet sich die Vorstellung, dass dem Ablauf einer bestimm‐
ten Zeitspanne eine Wirkung zukommen soll. Im Vergleich der Rechtsord‐
nungen können die konkreten Rechtsbegriffe, Fristen und Rechtsfolgen im
Detail voneinander abweichen und die Wirkung des Zeitablaufs an weitere
Voraussetzungen geknüpft sein.

Am Beispiel des inneren Monologs des Barons von Innstetten, der dem
puren Zufall geschuldet von der kurzweiligen und Jahre zurückliegenden
außerehelichen Affäre seiner Ehefrau Effi mit dem Major von Crampas
erfährt, zeigt sich literarisch eindrucksvoll, dass nicht nur ein rechtliches,
vielmehr ein allgemeines natürlich-menschliches Bedürfnis nach Befrie‐
dung durch Zeitablauf besteht. Für die Friedensfunktion der Verjährung
ist umso bezeichnender, dass den Baron die Gedanken zur Grenze der
Verjährung auch dann noch (ein zweites Mal) heimsuchen, nachdem er das
Duell – mit tödlichem Ausgang für den Major – bereits hinter sich gebracht
hat. Die Frage der Verjährung einer womöglich existierenden, ungeschrie‐
benen und von Effis Ehemann seinerzeit angenommenen gesellschaftlichen
Pflicht, verletzte Ehre durch ein Duell wiederherstellen zu müssen, ist ein
zentrales Thema in Fontanes Gesellschaftsroman. Der Roman erschien
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1894 und somit sechs Jahre bevor das BGB und mit diesem die erste
einheitliche Kodifikation der Verjährung für das deutsche allgemeine Pri‐
vatrecht in Kraft trat.

Im deutschen Recht verkörpert die Verjährung rechtsgebietsübergreifend
die wichtigste Form der Zeitgebundenheit von Rechten im weiten Sinne.
Im bürgerlichen und öffentlichen Recht verjähren Ansprüche, gemäß § 194
Abs. 1 BGB also das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen
zu verlangen. Der Ablauf der Verjährungsfrist hat die in § 214 Abs. 1 BGB
bezeichnete Folge, dass dem Schuldner ein Leistungsverweigerungsrecht
zusteht. Im Strafrecht unterliegt das Recht des Staates zur Strafverfolgung
der Verjährung. Ihr Eintritt begründet ein formell-rechtliches Verfahrens‐
hindernis. Auch wenn die akademische Rezeption im Schrifttum und die
universitären Curricula es nur unzureichend widerspiegeln, ist die Verjäh‐
rung von ungebrochener, hoher Praxisrelevanz. Im Zivilrecht ist die Frage
der Verjährung von überragender Bedeutung, da ein verjährter Anspruch
– auch ohne rechtliche Erlöschenswirkung – faktisch, jedenfalls wirtschaft‐
lich wertlos ist. Denn der Gläubiger eines verjährten Anspruchs muss
immer fest damit rechnen, dass der Schuldner gerichtlich oder bereits au‐
ßergerichtlich von seinem Leistungsverweigerungsrecht gemäß § 214 Abs. 1
BGB Gebrauch machen wird.

Den juristischen Laien vermag allein der Umstand der Verjährbarkeit
von Ansprüchen und der Strafverfolgung in Staunen versetzen. Wie aber
auch der Baron von Innstetten schmerzlich erkennt, ist die Anerkennung
der Existenzberechtigung der Verjährung nur der erste Schritt. Entschei‐
dende zweite Bedingung für wahren Rechtsfrieden ist, „die Grenze“ der
Verjährung zu kennen oder zumindest eindeutig ermitteln zu können. Aus
Sicht eines Juristen steht diese zweite Frage, ob und wann Verjährung einge‐
treten ist, so gut wie immer im Vordergrund.

Angesichts des Alters und der Bedeutung des Rechtsinstituts kann
die Vielzahl an Konstellationen, in denen die gesetzlichen Verjährungs‐
vorschriften den Rechtsanwender auch heute noch vor Probleme stellen,
durchaus überraschen. Bis zur umfassenden Reform des Verjährungsrechts
im Zuge der am 1. Januar 2002 in Kraft getretenen Schuldrechtsmodernisie‐
rung1 galten fast sämtliche Verjährungsvorschriften seit 1900 unverändert.
Im Laufe des 20. Jahrhunderts hatten sich nicht zuletzt vor dem Hinter‐
grund der technischen und wirtschaftlichen Weiterentwicklungen und der
dadurch veränderten Lebensverhältnisse viele Fristenregelungen als weder

1 Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26. November 2001, BGBl. I, S. 3138.
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sachgerecht noch zeitgemäß erwiesen. Mit der Zeit herrschte Einigkeit: Das
deutsche Verjährungsrecht war reformreif.

Einen beachtlichen Teil der bekannten Defizite konnte die Verjährungs‐
novelle planmäßig beseitigen. Es ist nicht zu verkennen, dass der Gesetz‐
geber eindeutige (Fort-)Schritte in Richtung eines klareren und nachvoll‐
ziehbaren Verjährungsrechts unternommen hat. Dennoch war er sich zu
Recht selbst im Klaren darüber, dass aufgrund der Abstraktheit der Materie
und der theoretisch unbegrenzten Anspruchskonstellationen zwangsläufig
verjährungsrechtliche Zweifelsfragen verbleiben, deren Klärung weiterhin
der Forschung und der Rechtsprechung überlassen werden muss.2

Die Lösung verjährungsrechtlicher Zweifelsfragen wird nicht einfacher
dadurch, dass die gesetzliche Festlegung einer Verjährungsfrist für einen
Anspruch im Ausgangspunkt naturgemäß genauso willkürlich3 ist wie et‐
wa die unsichtbare Verjährungsfrist für eine ungeschriebene „moralische
Pflicht“, welche Fontanes Romanfiguren plagte. Rein theoretisch wäre für
das BGB als regelmäßige Verjährungsfrist eine beliebige Zeitspanne denk‐
bar, z.B. eine Frist von 121 Tagen, „symbolischen“ 7 Jahren oder 25 Jahre als
ein Vierteljahrhundert, ohne dass direkt der Vorwurf im Raum stünde, der
Gesetzgeber überschreite seine Gesetzgebungsprärogative. Nicht anders ist
zu erklären, dass mehr als ein Jahrhundert lang die Regelverjährungsfrist
30 Jahre betragen konnte anstatt wie heute drei Jahre. Rechtsvergleichend
lassen sich die jeweils in Deutschland und England vorkommenden Frist‐
längen unter anderem auf den fast banalen Umstand zurückführen, dass
traditionell hierzulande ein Dezimalsystem und dortzulande ein Sexagesi‐
malsystem üblich ist.4

Es fehlt a priori an empirisch zwingenden Orientierungspunkten, so
dass am Ende des Tages die Antwort auf die Frage nach der sachgerech‐
ten Verjährung eines Anspruchs immer auch eine Wertungsentscheidung
ist. Dabei stehen im Mittelpunkt die Interessen und Bedürfnisse des An‐
spruchsgläubigers, des Verjährungsschuldners und des allgemeinen Rechts‐
verkehrs. Da diese Interessen und Bedürfnisse grundsätzlich gleichwertig
und zumeist gegenläufig sind, befindet sich das Verjährungssystem in
einem konstanten Zustand der Abwägung und des Interessenausgleichs.
Das gilt umso mehr, wenn sich die Verjährung eines Anspruchs nicht

2 Etwa BT-Drs. 14/6040, S. 112, 120, 122.
3 Diederichsen, AcP 182 (1982), 101 (122) spricht von „reine[r] Dezision“ bei der gesetzge‐

berischen Festlegung von Verjährungsfristen „innerhalb eines gewissen Spielraums“.
4 Spiro, Bd. 1, S. 608 m. Fn. 3.
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unmittelbar aus dem Gesetz ergibt, sondern die Auslegung der Vorschrif‐
ten oder gar eine Rechtsfortbildung erfordert. Bei der zu ermittelnden
Lösung muss ein nicht zu unterschätzendes Augenmerk auf die innere
systematische Stimmigkeit gelegt werden – gerade angesichts der unliebsa‐
men vergangenen Erfahrungen und unternommenen Reformbemühungen.
Zwar hat auch die Befolgung des Wortlauts einer Verjährungsvorschrift
einen unleugbaren Wert. Trotzdem darf nicht vergessen werden, dass das
Verjährungsrecht seit jeher im Kern von Gerechtigkeitserwägungen und
einer komplexen Interessenabwägung geprägt ist. Mithin ist im Zweifel der
Verwirklichung teleologischer und systematischer Rechtsgedanken Vorrang
vor formalen Bedenken einzuräumen.5

Die vorliegende Arbeit unternimmt den Versuch, die zeitliche „Grenze“
zweier besonderer Anspruchstypen im BGB aufzuspüren. Ihre gesetzliche
Verjährung ist auch nach Inkrafttreten der Verjährungsreform nicht ab‐
schließend geklärt. Gemeint sind die Schadensersatzansprüche statt der
Leistung gemäß §§ 281, 283 BGB (jeweils i.V.m. § 280 Abs. 1, 3 BGB) und
die sog. Rechtsfortwirkungsansprüche gemäß §§ 816 Abs. 1 S. 1, 951 Abs. 1
BGB. Es ist schon lange umstritten, ob diese Ansprüche selbständig oder
akzessorisch verjähren, d.h. in Abhängigkeit zu einem korrespondierenden
„Hauptanspruch“ oder „Primäranspruch“. Genauer könnte die Verjährung
der Ansprüche aus §§ 281, 283 BGB von der des vertraglichen Primärerfül‐
lungsanspruchs6 abhängen, während die Ansprüche aus §§ 816 Abs. 1 S. 1,
951 Abs. 1 BGB spätestens mit dem Vindikationsanspruch aus § 985 BGB
verjährt sein könnten.7

Abhängig von den konkreten Daten im Einzelfall führt der Meinungs‐
streit zu erheblich divergierenden, nicht selten entgegengesetzten Ergeb‐
nissen. Bejaht man die akzessorische Verjährung, dann können Schadens‐
ersatzansprüche statt der Leistung und Rechtsfortwirkungsansprüche im
Zeitpunkt ihrer tatbestandlichen Entstehung schon oder nahezu verjährt
sein, wenn die Verjährungsfrist des Primärerfüllungsanspruchs respektive

5 In dem Sinne Grüneberg/Ellenberger, Vor § 194 BGB, Rn. 12; Winkelmann, S. 221;
erkennbar auch bei BGHZ 54, 264 (267 f.); 59, 163 (165).

6 Zu denken ist beispielsweise an einen vertraglichen Anspruch auf Übereignung eines
bestimmten Pferdes gemäß § 433 Abs. 1 S. 1 BGB, der sich später aufgrund einer Pflicht‐
verletzung des Verkäufers in einen auf Geld gerichteten Schadensersatzanspruch statt
der Leistung wandelt.

7 Wir konzentrieren uns auf die Fälle, in denen die Verjährung der §§ 281, 283 BGB und
§§ 816 Abs. 1 S. 1, 951 Abs. 1 BGB im Grundsatz der Regelverjährung gemäß §§ 195, 199
BGB unterliegt, lassen also die Anwendung von Verjährungsvereinbarungen i.S.d. § 202
BGB oder ausnahmsweise einschlägige gesetzliche Sonderfristen außer Betracht.

Einleitung

28



des Vindikationsanspruchs abgelaufen oder größtenteils vollendet gewesen
ist. Geht man dagegen von einer selbständigen Verjährung aus, spielt die in
Ansehung des Primärerfüllungs- oder Vindikationsanspruchs abgelaufene
Verjährungszeit für den Schadensersatzanspruch statt der Leistung und den
Rechtsfortwirkungsanspruch keinerlei Rolle und dem Gläubiger steht mit
der Anspruchsentstehung erneut eine unverbrauchte Regelverjährungsfrist
zur Verfügung. Vor diesem Hintergrund versteht sich von selbst, dass die
Antwort auf die Frage der Verjährungsakzessorietät für die betroffenen
Gläubiger, Schuldner und den allgemeinen Rechtsverkehr von größter
Wichtigkeit ist.

Die gemeinsame Besonderheit der hier zu untersuchenden Schadenser‐
satzansprüche statt der Leistung und Rechtsfortwirkungsansprüche ist, dass
sie den jeweiligen Primäranspruch „ablösen“. Die Schadensersatzansprü‐
che statt der Leistung treten, wie schon ihre gesetzliche Bezeichnung zu
erkennen gibt, „an die Stelle“ des Primärerfüllungsanspruchs, wenn der
Gläubiger berechtigterweise kein Interesse mehr an der Naturalerfüllung
hat (§ 281 BGB) oder diese objektiv unmöglich geworden ist (§ 283 BGB
i.V.m. § 275 BGB).

Im Vergleich dazu ist die Verbindung der Rechtsfortwirkungsansprüche
zum Vindikationsanspruch etwas weniger offensichtlich, aber nicht minder
interessant und relevant: Ein Rechtsfortwirkungsanspruch dient der berei‐
cherungsrechtlichen Kompensation desjenigen, der aufgrund einer gesetzli‐
chen Anordnung sein Eigentumsrecht an einer beweglichen Sache verliert.
Der Anspruch aus § 816 Abs. 1 S. 1 BGB entsteht infolge eines Eigentums‐
übergangs gemäß §§ 932 ff. BGB, wohingegen der Anspruch aus § 951 Abs. 1
BGB mit den Erwerbstatbeständen gemäß §§ 946 ff. BGB korrespondiert.
In diesen Konstellationen der §§ 932 ff. BGB und §§ 946 ff. BGB verliert der
Eigentümer nicht nur sein Eigentumsrecht, sondern es erlischt typischer‐
weise zugleich sein Vindikationsanspruch gemäß § 985 BGB gegen denje‐
nigen, zu dessen Gunsten der Eigentumsverlust eintritt und der aufgrund
dessen zum Rechtsfortwirkungsausgleich verpflichtet ist.

Sowohl der vertragliche Primärerfüllungsanspruch als auch der dingliche
Herausgabeanspruch gemäß § 985 BGB unterliegen ihrerseits der Verjäh‐
rung. Der Wertungswiderspruch, der den Anlass zur Untersuchung der
Forschungsfrage gibt, liegt darin, dass die Verjährungsfrist dieser Ansprü‐
che signifikant verstrichen oder sogar vollständig abgelaufen sein kann,
wenn der Schadensersatzanspruch aus §§ 281 oder 283 BGB respektive der
Rechtsfortwirkungsanspruch aus §§ 816 Abs. 1 S. 1 oder 951 Abs. 1 BGB an
ihre Stelle tritt. Eine selbständige, d.h. neu anlaufende Regelverjährungsfrist
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würde dann dazu führen, dass der Gläubiger seinen Schadensersatz- bzw.
Rechtsfortwirkungsanspruch zu einem Zeitpunkt durchsetzen könnte, da
er die Primärleistung oder die dingliche Herausgabe der Sache selbst nicht
mehr verlangen könnte. Ausgehend vom Sinn und Zweck der Ansprüche
als „bloße“ Ersatzansprüche ist höchst zweifelhaft, ob das Verjährungsrecht
dem Verjährungsgläubiger ein solches Geschenk in Gestalt einer unver‐
brauchten neuen Regelverjährungsfrist, welche gemäß § 199 Abs. 3, 4 BGB
sogar weitere zehn Jahre betragen kann, wirklich machen möchte oder
richtigerweise eine gleichzeitige Verjährung mit dem Primäranspruch anzu‐
nehmen ist.

Die Vorstellung, dass die Verjährung der später entstehenden Ansprüche
an die der Primäransprüche gekoppelt sein könnte, ist nicht weit hergeholt.
Denn für ähnliche Konstellationen sieht das BGB bereits zahlreiche Vor‐
schriften vor, die die Verjährung mehrerer Ansprüche aneinander anglei‐
chen (§§ 198, 213, 217, 438, 548, 634a BGB). Noch grundlegender gesehen
beruht die dreijährige, kenntnisabhängige Regelverjährung gemäß §§ 195,
199 Abs. 1 BGB selbst auf dem Gedanken, die Verjährung der Ansprüche
zu vereinheitlichen, zu vereinfachen und nicht zuletzt nachvollziehbar zu
machen.

Wir sehen: Die verjährungsrechtliche Grenze der Schadensersatzansprü‐
che statt der Leistung und der Rechtsfortwirkungsansprüche liegt alles
andere als klar auf der Hand.

§ 2 Gang der Untersuchung

Die Arbeit teilt sich in zwei Hälften. Der erste Teil behandelt die Verjährung
der Schadensersatzansprüche statt der Leistung gemäß §§ 281, 283 BGB,
während sich der zweite Teil mit der Verjährung der Rechtsfortwirkungsan‐
sprüche gemäß §§ 816 Abs. 1 S. 1, 951 Abs. 1 BGB befasst. Auf einen dritten,
vorangestellten allgemeinen verjährungsdogmatischen Grundlagenteil wur‐
de bewusst verzichtet. Stattdessen wird auf dogmatische Grundlagen der
Verjährung (etwa die Verjährungszwecke) an den erforderlichen Stellen
jeweils konkret Bezug genommen. Die Untersuchung schließt mit einem
Gesamtergebnis.

Trotz ihrer gemeinsamen Struktur der zeitversetzten Entstehung anstel‐
le eines Primäranspruchs weisen die Schadensersatzansprüche statt der
Leistung und die Rechtsfortwirkungsansprüche zahlreiche Eigenheiten auf
und decken sehr unterschiedliche Anwendungsfälle ab. Deshalb ist eine
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getrennte Untersuchung ihrer Verjährungsakzessorietät zum jeweiligen Pri‐
märanspruch gerechtfertigt und geboten. Dennoch werden bei der Analyse
des Verhältnisses der Schadensersatzansprüche statt der Leistung zum Pri‐
märerfüllungsanspruch einerseits und des Verhältnisses der Rechtsfortwir‐
kungsansprüche zum Vindikationsanspruch andererseits zahlreiche Ähn‐
lichkeiten auffallen. Es ist stark davon auszugehen, dass beide Anspruchsbe‐
ziehungen einen verwandten dogmatischen Kern haben. Zur Vermeidung
von sinngemäßen Wiederholungen sind Verweisungen von dem einen in
den anderen Teil der Arbeit daher unvermeidbar.

Die Quelle an möglichen verjährungs- und anspruchsdogmatischen An‐
sätzen zur Herleitung oder Widerlegung einer Verjährungsakzessorietät
ist schier unerschöpflich. Aufgrund des der Verjährung im Allgemeinen
zugrundeliegenden Interessenkonflikts sind viele Vorschriften Ausprägun‐
gen derselben oder ähnlicher Wertungsgedanken. Deshalb ist es weder
möglich noch nötig, auf alle denkbaren Ansätze einzugehen. Aus dem
gleichen Grund ist es zweitrangig, anhand welcher konkreten Norm die
Verjährungsakzessorietät diskutiert und entwickelt wird. Die Arbeit greift
diejenigen Ansätze heraus, die die Verfasserin für am vielversprechendsten
hält und/oder die in der bisherigen Forschungsdiskussion besonders häu‐
fig angesprochen werden. Der oder die konkreten „Aufhänger“ sind im
Wesentlichen eine individuelle Schwerpunkt- und Geschmacksfrage.

So verhält es sich auch mit dem Versuch, die Akzessorietät zwischen
den Ansprüchen entweder durch einen gemeinsamen Verjährungsbeginn,
eine accessio temporis (Anrechnungslösung) oder gleichzeitigen Verjäh‐
rungsendpunkt herzustellen.8 Alle drei Varianten finden ein Vorbild im
BGB und Anhänger in der Rechtslehre. Entscheidender als das „Wie“
der Verjährungsakzessorietät ist ihr „Ob“. So wie viele Wege nach Rom
führen, schließen sich verschiedene Lösungswege nicht aus. Werden zwei
Akzessorietätsvarianten bejaht, können sie für die Zwecke der Untersu‐
chung nebeneinander bestehen und sich gegenseitig bestärken. Denn sie
stützen sich im Kern auf die gleichen oder verwandten Erwägungen und
kommen zu gleichen Ergebnissen.

8 In dem Sinne der Hinweis bei Staudinger/Peters/Jacoby, § 195 BGB Rn. 24, dass sich
wegen der identischen Frist die Frage der Akzessorietät auf § 199 BGB verlagert hat.
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§ 3 Terminologie

Das zu erforschende Thema bringt es mit sich, immer wieder auf die
gleichen, teils sperrig klingenden Rechtsbegriffe Bezug nehmen zu müssen,
vor allem die „Anspruchsverjährung“, „Verjährungsakzessorietät“, „Verjäh‐
rungsbeginn“ und „Verjährungsfristende“ in der „akzessorischen“ und „selb‐
ständigen“ Variante, „Rechtsfortwirkungsanspruch“ nebst Synonymen, und
„Schadensersatzanspruch statt der Leistung“.

Spezifiziert man die Begriffe nicht ausreichend, können sie innerhalb
und außerhalb des Kontextes mehrdeutig oder ungenau sein. Eine aus‐
ufernde wörtliche Konkretisierung jedoch beeinträchtigt die Lesbarkeit und
Verständlichkeit der Ausführungen. Zur Entlastung des Lesers und der
Verfasserin wird der Gebrauch einiger vereinfachender Begriffe klargestellt.

Ohne ausdrückliche Spezifizierung meint „Verjährung“ im weiteren Ver‐
lauf der Arbeit ausschließlich das Institut der Anspruchsverjährung nach
den Vorschriften des BGB.

Der erste Teil der Arbeit befasst sich mit der Verjährung der Ansprüche
aus §§ 281, 283 BGB. Ist also ohne Konkretisierung von „Schadensersatzan‐
sprüchen statt der Leistung“ die Rede, sind ausschließlich Ansprüche aus
diesen beiden Anspruchsgrundlagen gemeint, nicht etwa auch § 282 BGB9.
§ 280 Abs. 1, 3 BGB vervollständigt die Anspruchsgrundlagen, gilt jedoch
zur besseren Lesbarkeit als gedanklich stets mitzitiert.

Für die im zweiten Teil thematisierten Ansprüche aus §§ 816 Abs. 1
S. 1, 951 Abs. 1 BGB kennt das Schrifttum verschiedene Termini, z.B.
„Rechtsfortwirkungsanspruch“, „Rechtsfortsetzungsanspruch“ oder schlicht
„Ersatzanspruch“. Zur Gewährleistung von Einheitlichkeit und Vermeidung
von Missverständnissen verwendet diese Arbeit primär die Bezeichnungen
„Rechtsfortwirkungsanspruch“ und „Vindikationsersatz(anspruch)“. Nur die
beiden genannten Ansprüche und der Anspruch aus § 977 S. 1 BGB wer‐
den hier unter diese Bezeichnungen gefasst, auch wenn in der Forschung
teilweise etwa die Eingriffskondiktion gemäß § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 BGB
ebenfalls zur Gruppe der Rechtsfortwirkungsansprüche gezählt wird10. Die
Verjährung des gegen den unentgeltlichen Erwerber gerichteten Anspruchs

9 Es erfolgt eine vergleichende Abgrenzung der §§ 281, 283 BGB von den übrigen
Anspruchsgrundlagen aus §§ 280 ff. BGB, unten § 4 IV.8.f, S. 104.

10 BeckOGK/Piekenbrock, § 197 BGB Rn. 30; BeckOK/Wendehorst, § 812 BGB Rn. 26
mit dem Hinweis, dass man zwischen der sog. allgemeinen Eingriffskondiktion „aus
der Generalklausel“ des § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 BGB und besonderen Eingriffskondik‐
tionen aus §§ 816, 951 BGB unterscheidet. Im Ganzen ist die Einordnung als „Rechts‐
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gemäß § 816 Abs. 1 S. 2 BGB wird in dieser Arbeit nicht untersucht. Zwar
weist dieser Anspruch aufgrund der auf Rechtsfolgenseite geschuldeten
Rückübereignung nicht wenig Ähnlichkeit zu § 977 S. 1 BGB auf. Die
vorliegende Untersuchung legt das Augenmerk auf die Anrechenbarkeit
der Verjährungszeit im Zwei-Personen-Verhältnis zwischen dem Eigentü‐
mer der Sache und dem Vindikationsbesitzer und späterem Rechtsfortwir‐
kungsschuldner. In den Fällen des § 816 Abs. 1 S. 2 BGB tritt der unentgeltli‐
che Erwerber als dritte Person hinzu. Es liegt aufgrund der strukturellen
Ähnlichkeiten zu § 816 Abs. 1 S. 1 BGB und § 977 S. 1 BGB jedoch nahe,
dass man für die Verjährung des Anspruchs aus § 816 Abs. 1 S. 2 BGB zu
parallelen Ergebnissen gelangt.

§ 951 Abs. 1 S. 1 BGB ist nach allgemeiner Ansicht eine Rechtsgrundver‐
weisung.11 In den Ausführungen zu dieser Anspruchsgrundlage gilt § 812
Abs. 1 S. 1 BGB ebenfalls als gedanklich stets mitzitiert.

Der Begriff der rechtlichen „Akzessorietät“ kann im Allgemeinen vieles
und verschiedenes bedeuten. In dieser Arbeit meint er zunächst jedwe‐
de Form einer verjährungsrechtlichen Abhängigkeit eines Anspruchs von
einem anderen. Diese Akzessorietät kann je nach Konstellation in Gestalt
einer (bloß) übereinstimmenden Fristlänge, eines gleichzeitigen Verjäh‐
rungsbeginns oder -endes, einer Anrechnung verstrichener Verjährungszeit
(accessio temporis) oder gar einer Mischform aus verschiedenen Aspekten
bestehen. Ferner und für diese Arbeit entscheidend kann die Verjährung
eines Anspruchs auch von einem Anspruch abhängen, der im Beurteilungs‐
zeitpunkt tatbestandlich erloschen ist. In diesen Fällen ist der hypothetische
Zeitpunkt der Verjährung dieses Anspruchs maßgeblich.

Aufgrund des spezifischen Bezugs der §§ 816 Abs. 1 S. 1, 951 Abs. 1 BGB
zum Vindikationsanspruch wird in dieser Abhandlung die verjährungs‐
rechtliche Akzessorietät der Rechtsfortwirkungsansprüche manches Mal,
in der Forschung bisher erstmalig auch als „vindikationsakzessorisch“ be‐
zeichnet.

fortwirkungsanspruch“ abseits von den hier zu betrachtenden §§ 816 Abs. 1 S. 1, 951
Abs. 1, 977 S. 1 BGB umstritten, näher § 8 II, S. 206.

11 Nur MüKo/Füller, § 951 BGB Rn. 3.
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